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Welche Regulation braucht die multimodale Mobilität  
auf der digitalen Ebene?1 

Simone Utz, Luca Arnold 

Abstract 

Dieser Beitrag geht der Frage nach, wie die digitale Ebene im Kontext Multimodale 
Mobilität am besten zu regulieren ist. Einführend werden das Gesetzgebungspro-
jekt des Bundes rekapituliert sowie die rechtlichen Rahmenbedingungen in der EU 
aufgezeigt. Es wird argumentiert, dass nur eine klare Trennung zwischen digitaler 
Infrastruktur und Mobilitätsplattformen zielführend ist. Hierfür liefert der Beitrag 
eine inhaltliche Abgrenzung der beiden Handlungsfelder sowie einen Vorschlag für 
die Regulation der digitalen Ebene. 

Keywords 

Multimodale Mobilität, Digitalisierung, Regulation 

1 Einleitung 

Wer in der Schweiz mit dem öffentlichen Verkehr (öV) reist, weiss, was multimodale 
Mobilität ist - «eine Reise, ein Ticket» ist eine der zentralen Errungenschaften un-
seres öV-Systems. Auf Basis eines integrierten Sortiments- und Tarifsystems ge-
nügt ein einziges Ticket, egal wie viele verschiedene öV-Unternehmen (Bahn, Bus, 
Schiff, Seilbahn) an der Reise beteiligt sind. Die Schweiz ist dabei weiter als andere 
Länder, allerdings beschränkt sich dieser sog. Direkte Verkehr auf den Bereich des 
konzessionierten (und gesetzlich geregelten) öV. 
 
Die Digitalisierung lässt nun neue Geschäftsmodelle aufkommen, welche die Ver-
knüpfung aller denkbaren physischen Mobilitätsträger (neben öV- auch Sharingan-
gebote, Taxis, Mietautos etc.) – auch in Kombination mit anderen Angeboten (z.B. 
Konzerttickets, Hotelübernachtungen etc.) – möglich machen. Diese neue Dimen-
sion der multimodalen Mobilität zu ermöglichen, ist erklärtes Förderziel des Bundes 
(BAV, 2018). Dabei soll der umweltfreundliche öV in multimodalen Reiseketten 
eine zentrale Rolle spielen.  
 
                                                           

1 Dieser Artikel ist ein konzeptioneller Fach- und Diskussionsbeitrag der SBB mit Arbeitsstand 30.6.2020. 
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Die Digitalisierung im Mobilitätssektor bringt eine Reihe von Herausforderungen 
mit sich, zumal es kaum Erfahrungswerte und Regulationsbeispiele aus anderen 
Sektoren gibt. Eine der zentralen Herausforderungen liegt in der Koordination der 
vielen unterschiedlichen Anspruchsgruppen in einem multimodalen Umfeld. Die 
Rollen und Aufgaben von Behörden, öffentlichen und privaten Transportunterneh-
men sowie Mobilitätsvermittlern müssen geklärt werden. Als Grundlage hierzu 
braucht es ein übergreifendes Governancekonzept der digitalen Ebene und einen 
Grundsatzentscheid, wo der Markt spielen soll bzw. wo der Staat mit regulatori-
schen Massnahmen ansetzen soll. Dieser Beitrag zeigt auf, welche Regulations-
bestrebungen in der Schweiz und der EU bisher unternommen wurden (Kapitel 2), 
umreisst die beiden Handlungsfelder für Regulation auf der digitalen Ebene (Kapi-
tel 3) und macht schliesslich einen Vorschlag, wo und wie staatliche Regulation 
benötigt wird (Kapitel 4). 

2 Was bisher geschah 

2.1 In der Schweiz: Vernehmlassung «Multimodale Mobilitäts-
dienstleistungen» 

Der Bund wollte ursprünglich die multimodale Mobilität über zwei Gestaltungsbe-
reiche fördern. Erstens war vorgesehen, mit einer Gesetzesänderung Drittanbie-
tern den Zugang zum Ticketvertrieb des öV zu gewähren. Zweitens sollte über er-
gänzende Massnahmen der Zugang zu Daten und Vertriebssystemen weiterer Mo-
bilitätsanbieter erleichtert werden. Das Bundesamt für Verkehr (BAV) unterbreitete 
dem Bundesrat eine entsprechende Vernehmlassungsvorlage, welche dieser im 
Dezember 2018 verabschiedete. 
 
Die anschliessende Vernehmlassung des Gesetzesprojektes zeigte, dass eine ge-
setzliche Öffnung des öV-Vertriebes kein gangbarer Weg ist. Die öV-Branche sah 
mit einem Zwang zur Öffnung ihres Vertriebssystems die Errungenschaften des öV 
gefährdet. Sie argumentierte, dass nicht nur die Zusammenarbeit innerhalb der 
Gremien des Direkten Verkehrs erschwert würde, sondern auch die Wirtschaftlich-
keit des solidarisch zwischen den öV-Unternehmen geregelten Vertriebsgeschäfts 
geschwächt würde. Die öV-Unternehmen wie auch Kantone in ihrer Rolle als Be-
steller des öV, politische Parteien und Verbände befürchteten, dass Erträge via 
Dritte aus dem öV-System abfliessen würden.  
 
Diese Bedenken fanden Gehör. Das BAV wandte sich von einer gesetzlich verord-
neten Öffnung des öV-Vertriebs ab und folgte der Forderung der Branche, dass 
eine Branchenregelung einer Behördenlösung vorgehen solle. Auch ein Blick über 
die Landesgrenze dürfte zu diesem Richtungswechsel beigetragen haben. Die be-
stehende Gesetzgebung in der EU setzt im Gegensatz zur Schweiz nicht beim 
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Vertrieb zum Endkunden2, sondern bei der Bereitstellung multimodaler Reiseinfor-
mationsdienste, also beim Datenaustausch zwischen Mobilitätsdienstleistern, an. 

2.2 In der EU: Fokus auf Datenaustausch 

In der EU wird der rechtliche Rahmen zur Bereitstellung multimodaler Reiseinfor-
mationsdienste durch die Delegierte Verordnung MMTIS (Multimodal Travel Infor-
mation System) vorgegeben, welche die sog. ITS (Intelligent Transport Systems) - 
Richtlinie ergänzt. Die Delegierte Verordnung trat im November 2017 in Kraft und 
soll die Zugänglichkeit und den Austausch von Reise- und Verkehrsdaten sowie 
deren Aktualisierung verbessern. Sie betrifft sämtliche Mobilitätssektoren (Luft, 
Schiene, Strasse) und adressiert sowohl öffentliche als auch private Datenbereit-
steller. Die Daten, welche bereitgestellt werden müssen, werden in Datensets ge-
bündelt und nach statischen und dynamischen Daten unterteilt. Zudem hält die De-
legierte Verordnung Normen und technische Spezifikationen für die Zugänglichkeit, 
den Austausch und die Weiterverwendung von Daten fest. Für die Bereitstellung 
von Daten sollen EU-Mitgliedstaaten einen nationalen Zugangspunkt, einen sog. 
NAP (National Access Point) auf Metadatenebene einrichten. Schliesslich macht 
die Delegierte Verordnung Vorgaben zur Datenaktualisierung sowie zur Verknüp-
fung von Reiseinformationsdiensten und hält Bestimmungen für die Weiterverwen-
dung von Daten fest. 
 
Die Umsetzung der Delegierten Verordnung in den Mitgliedstaaten ist freiwillig. 
Eine von der EU veröffentlichte Übersicht3 zeigt, dass rund zwei Drittel der EU Mit-
gliedstaaten einen NAP eingerichtet haben. 

3 Es gibt zwei unterschiedliche Handlungsfelder 

Bisherige Regulationsbestrebungen auf nationaler wie auch auf EU-Ebene ma-
chen deutlich, dass konzeptionell zwischen zwei Handlungsfeldern unterschieden 
werden sollte: einerseits jenem der Datenbereitstellung und andererseits jenem 
des digitalen Vertriebsgeschäfts.  
 
  

                                                           

2 Einzig bezüglich der sog. Durchgangsfahrscheine im internationalen Schienenpersonenverkehr droht die EU mit ei-

ner Regulierung, falls der Sektor nicht selbst innert nützlicher Frist eine gute Lösung anbietet (Richtlinie (EU) 

2016/2370, Art. 1, Ziff. 8).  
3 https://ec.europa.eu/transport/sites/transport/files/its-national-access-points.pdf (abgerufen am 21. Juni 2020) 
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Abbildung: «Mobilitätsplattformen» und «Digitale Infrastruktur» sind die 
beiden digitalen Handlungsfelder im Mobilitätssektor. Sie 
verbinden via die digitale Ebene die Mobilitätsträger mit ihren 
Kunden. 

 
Im Folgenden werden die Charakteristika der beiden Handlungsfelder (Digitale Inf-
rastruktur und Mobilitätsplattformen) beschrieben, um in Kapitel 4 einen Regulie-
rungsvorschlag für die beiden grundsätzlich verschiedenen digitalen Handlungsfel-
der zu machen. 

3.1 Digitale Infrastruktur stellt Zugang und Austausch von multimodalen 
Daten sicher  

Die digitale Infrastruktur im Mobilitätssektor ist ein technisches Angebot, welches 
einen gemeinsamen Kommunikationsstandard für die Einbindung verschiedener 
(multimodaler, öffentlich wie privat finanzierter) Mobilitätsträger festlegt und als Da-
tendrehscheibe nachgelagerte Services (Mobilitätsplattformen inkl. Apps) mit mul-
timodalen Daten bedient. Sie stiftet nur dann volkswirtschaftlichen Nutzen, wenn 
sie als einmalige Infrastruktur den Aufwand für Mehrfachanbindungen von Mobili-
tätsträgern und Mobilitätsplattformen minimiert. Demzufolge muss sie als Monopol 
und Service Public-Leistung konzipiert sein. 
 
In der EU wird angestrebt, dass die NAPs in den EU-Mitgliedstaaten die Funktionen 
einer solchen Datendrehscheibe erfüllen (vgl. Abschnitt 2.2). In der Schweiz hat 
sich bisher kein Betreiber als multimodale Datendrehscheibe etablieren können. 
Verschiedene Initiativen (openmobility.ch, Arc mobilité von MOVI+) zielen darauf 
ab, eine digitale Infrastruktur zu entwickeln. Grund dafür, dass sich in der Schweiz 
kein Anbieter einer digitalen Infrastruktur herauskristallisiert, dürften die Herausfor-
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derungen sein, welche in der Governance und der Finanzierung eines solchen Pro-
jektes liegen. Zur Etablierung einer digitalen Infrastruktur braucht es einerseits ei-
nen klaren regulatorischen Rahmen und andererseits die Unterstützung und das 
Vertrauen aller Mobilitätsträger. 

3.2 Mobilitätsplattformen machen multimodale Mobilitätsdienstleistungen 
für Kunden zugänglich 

Im Unterschied zum Infrastrukturanbieter sind die Anbieter von Mobilitätsplattfor-
men (inkl. Apps) in einem marktwirtschaftlichen Umfeld tätig; das heisst Wettbe-
werb zwischen den Anbietern von Mobilitätsplattform ist erwünscht und sorgt für 
Innovation bei der Entwicklung von Mobilitätsplattformen. Das Kerngeschäft von 
Mobilitätsplattformen liegt in der Vermittlung multimodaler Mobilitätsdienstleistun-
gen oder gar integrierter Dienstleistungspakete über die Mobilität hinaus. Als 
smarte Mobilitätsassistenten agieren Mobilitätsplattformen an der Schnittstelle zu 
den Endkunden, das heisst den Nachfragern von Mobilitätsdienstleistungen und 
bedienen diese mit den jeweils für sie besten (und oftmals personalisierten) Mobi-
litätslösungen, einschliesslich Routing, Buchung, Bezahlung und Reisebegleitung.  
 
Mobilitätsplattformen haben disruptives Potenzial für den gesamten Mobilitätssek-
tor. Sie können Mobilitätsdienstleistungen bündeln, bepreisen und für eine grosse 
Nachfragegruppe zugänglich machen. Spielen dabei sogenannte Netzwerkeffekte 
mit, sind sie im Stande das Nachfrageverhalten wesentlich zu beeinflussen und 
das Angebot von Mobilitätsdienstleistungen entsprechend zu steuern. Dies ist wohl 
auch der Grund, weshalb zurzeit viele wissenschaftliche Beiträge erscheinen, in-
wiefern Mobilitätsplattformen reguliert werden sollten (vgl. z.B. Montero, 2019). In 
diesem Zusammenhang darf nicht vergessen werden, dass Regulation in einem 
dermassen dynamischen Geschäftsfeld naturgegeben hinterherhinkt. Bei digitalen 
Geschäftsmodellen zeigt sich in der Regel erst nach deren praktischen Anwen-
dung, ob sie gewisse gesellschaftspolitische unerwünschte Nebeneffekte generie-
ren (bspw. war Uber längst im Markt etabliert, als die prekären Arbeitsbedingungen 
der Taxichauffeure zum Thema wurden).  

4 Wo braucht es welche staatlichen Regeln? 

Der Staat hat einen berechtigten Steuerungsanspruch über den öV, weil dieser 
eine strategisch wichtige (physische) Infrastruktur bereitstellt und betreibt, in wel-
che eine hohe Summe öffentlicher Gelder investiert wird. Wenn nun der Bund mul-
timodale Mobilität (mit einem starken öV als Rückgrat) als Förderziel definiert, stellt 
sich die Frage, mit welchen gesetzlichen Rahmenbedingungen er dieses Förder-
ziel begünstigen kann. Der Fokus muss beim Aufbau einer einzigen digitalen Inf-
rastruktur im Sinne einer Service Public-Leistung liegen. Im Gegensatz dazu be-
steht auf Ebene Plattformen vorerst kaum Regulierungsbedarf. 
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Abbildung: «Mobilitätsplattformen» und «Digitale Infrastruktur» sind die 
beiden digitalen Handlungsfelder im Mobilitätssektor. Sie 
verbinden via die digitale Ebene die Mobilitätsträger mit ihren 
Kunden. 
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4.1 Digitale Infrastruktur: muss offen, neutral und nicht-kommerziell 
ausgestaltet sein 

Die Schaffung einer neuen digitalen Infrastruktur - als gesetzliches, öffentlich finan-
ziertes Monopol - benötigt einen umfassenden neuen Regulierungsrahmen. Im Fol-
genden werden nur jene drei Prämissen für eine digitale Infrastruktur formuliert, 
welche für deren Erfolg entscheidend sind und entsprechend Eingang in die ge-
setzlichen Rahmenbedingungen finden müssen. Es sind dies (a) Offenheit, (b) 
Neutralität und (c) Nicht-Gewinnorientierung. 
 
a) Offenheit: Damit volkswirtschaftlicher Nutzen generiert wird, muss die digitale 

Infrastruktur offen zugänglich sein. 

Wie in Abschnitt 3.1 dargelegt, muss die digitale Infrastruktur nur ein einziges Mal 
bereitgestellt werden, damit Mehrfachaufwände für die Anbindung von Mobilitäts-
trägern und anderen Dateninhabern eliminiert werden. Mobilitätsplattformen kön-
nen sich auf dieser Basis auf das wettbewerbliche Vertriebsgeschäft (sog. Front-
end Lösungen) konzentrieren und müssen nicht jeweils integrale IT-Lösungen 
bauen, welche auch die verschiedenen Mobilitätsträger und weiteren Dateninhaber 
anbinden (sog. Back-end Lösungen). Die digitale Infrastruktur muss dazu offen zu-
gänglich sein, d.h. alle Marktteilnehmer (öffentlich und privat finanzierte Mobilitäts-
träger und Mobilitätsplattformen des gesamten Sektors) müssen von der Daten-
drehscheibe profitieren können.  
 
b) Neutralität: Die digitale Infrastruktur entfaltet erst dann volkswirtschaftlichen 

Nutzen, wenn möglichst viele Mobilitätsträger und weitere Dateninhaber ihre 
Daten über diese verfügbar machen. Die digitale Infrastruktur braucht einen 
neutralen Betreiber, der für alle Marktteilnehmer ein valabler Partner ist. 

Die Prämisse der Neutralität wird bei der Umsetzung der digitalen Infrastruktur ent-
scheidend sein. Nur wenn die Datenbereitstellung und die Kommunikationsschnitt-
stelle von einem neutralen Betreiber der digitalen Infrastruktur erbracht bzw. ent-
wickelt wird, werden die verschiedenen Akteure im Mobilitätssektor gewillt sein, 
sich anzubinden und ihre Daten zur Verfügung zu stellen. Ein erfolgreiches Beispiel 
einer neutralen Datenbereitstellung ist die Open-Data-Plattform öV Schweiz, wel-
che als sogenannte Systemaufgabe Kundeninformation (SKI) im Auftrag des BAV 
von SBB Infrastruktur betrieben wird. Die Open-Data-Plattform öV Schweiz stellt 
Datensätze von ca. 400 Transportunternehmen offen zur Verfügung. Die Ge-
schäftsstelle SKI hat sich als vertrauenswürdiger Partner für öV-Unternehmen be-
wiesen.  
 
Die Betreiberin der digitalen Infrastruktur wird in einem multimodalen Kontext agie-
ren und entsprechend Anspruchsgruppen über den öV hinaus von ihrer Unabhän-
gigkeit überzeugen müssen. Das ist Voraussetzung dafür, dass nicht nur der öV, 
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sondern auch andere physische Mobilitätsanbieter ihre Daten bereitstellen und 
dass damit das Förderziel multimodaler Reiseketten erreicht werden kann. Zudem 
wird die digitale Infrastruktur nicht nur Daten bereitstellen (wie die Open-Data-Platt-
form öV Schweiz) sondern darüber hinaus einen gemeinsamen Kommunikations-
standard entwickeln. Die Neutralität wird also noch mehr an Bedeutung gewinnen.  
 
c) Nicht-Gewinnorientierung: Der Betrieb der digitalen Infrastruktur darf auf kei-

nem Geschäftsmodell beruhen. Er muss deshalb öffentlich finanziert sein. 

Prämissen (a) und (b) betreffen die Governance für eine digitale Infrastruktur. Prä-
misse (c) betrifft deren Finanzierung und ist logische Konsequenz der ersten bei-
den Prämissen. Um sicherzustellen, dass die digitale Infrastruktur offen und neutral 
betrieben wird, darf daraus kein Geschäftsmodell entstehen. Entsprechend wird 
die öffentliche Hand die Finanzierung der digitalen Infrastruktur sicherstellen müs-
sen. Es wird dabei unumgänglich sein, eine Gesetzesgrundlage für ein entspre-
chendes Finanzierungsmodell zu schaffen. 

4.2 Mobilitätsplattformen: einzig Handlungsbedarf im Bereich Datenschutz 

Wie bereits dargelegt, ist die Entwicklung von Mobilitätsplattformen kommerziell 
motiviert. Als Geschäftsmodelle stehen sie zueinander im Wettbewerb. Sie agieren 
deshalb grundsätzlich in einem privatwirtschaftlich geregelten Umfeld. Es ist rich-
tig, hier den Markt im Rahmen des Wettbewerbsrechts spielen zu lassen. Nur und 
erst wenn dieser unerwünschte soziale Nebeneffekt generiert, braucht es regula-
torische Einschränkungen. 
 
Einzig die längst überfällige Angleichung der Datenschutzregeln ist dringend nötig4. 
Im Bereich des Datenschutzes besteht für Unternehmen des öffentlichen Verkehrs 
eine gewisse Rechtsunsicherheit, die sie darin hemmt rasch und individuell auf 
neue (multimodale) Kundenbedürfnisse einzugehen. Diese Rechtsunsicherheit 
rührt daher, dass die öV-Unternehmen im konzessionierten Bereich den öffentlich-
rechtlichen Datenschutzregeln unterstellt sind und bei der Bearbeitung von Perso-
nendaten gleich wie Bundesbehörden eine rechtliche Grundlage benötigen. Im pri-
vatrechtlichen Bereich hingegen, gelten die Vorgaben für private Personen, die auf 
der privatrechtlichen Einwilligung des Kunden beruhen (vgl. Art. 54 Personenbe-
förderungsgesetz, SR 745.1). Da die multimodale Mobilität die Grenzen zwischen 
öffentlichem Verkehr und Individualverkehr verwischen lässt, wird die bereits heute 
unklare Unterscheidung zwischen konzessioniertem und privatem Geschäft noch 

                                                           

4 Der Bund hat den Handlungsbedarf erkannt und in seiner Vernehmlassungsvorlage einen entsprechenden Vorschlag 

gemacht (BAV, 2018, S. 2): «Mit dieser Vorlage werden zudem die Bestimmungen zur Datenbearbeitung durch öV-

Untemehmen angepasst und eine einheitliche Regelung für alle Unternehmen und deren Tätigkeiten geschaffen». 
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schwieriger. Zudem kommen aus Kundensicht in der gleichen Mobilitätskette kom-
plett unterschiedliche Datenschutzregimes zur Anwendung. Eine konsequente 
Gleichbehandlung aller Mobilitätsanbieter (öffentlicher wie privater) ist deshalb 
eine dringend nötige Grundvoraussetzung, um multimodale Mobilitätslösungen an-
bieten zu können. Sie bildet die Basis für durchgehende Mobilitätsketten und ge-
währt Rechtssicherheit, sowohl für Mobilitätsanbieter als auch Kunden.  

5 Fazit 

Das Vernehmlassungsverfahren «Multimodale Mobilitätsdienstleistungen» in der 
Schweiz hat gezeigt wie schwierig es ist, zur Förderung multimodaler Mobilitäts-
dienstleistungen neue rechtliche Rahmenbedingungen und Anreize für die Wirt-
schaft zu schaffen. Der Bund sieht sich mit seiner Förderpolitik unterschiedlichsten 
Anspruchsgruppen gegenüber und muss sowohl die Anliegen der öV-Unterneh-
men als auch der privaten Mobilitätsanbieter gleichermassen berücksichtigen. Es 
braucht deshalb eine sehr klare Abgrenzung, in welchen Bereichen der Bund über 
ein entsprechendes Regulativ steuern will und ab wann Marktlösungen spielen sol-
len.  
 
Bei den Mobilitätsplattformen gilt es, den Markt spielen zu lassen und so techni-
sche Innovationen zu fördern und nur bei Problemen korrigierend einzugreifen. 
Einzig beim Datenschutz muss schnell Ordnung geschaffen werden, um die fakti-
sche Ungleichbehandlung von öV-Unternehmen abzuschaffen und für multimodale 
Mobilitätsketten über eine Datenschutzregelung aus einem Guss zu verfügen.  
 
Um die digitale Infrastruktur von den darauf aufbauenden Mobilitätsplattformen ab-
zugrenzen, muss Klarheit über den Leistungsumfang der digitalen Infrastruktur 
herrschen. Hier empfiehlt es sich, die digitale Infrastruktur schlank auszugestalten, 
damit Wettbewerb über Differenzierung bei den Plattformen möglich ist und bleibt. 
Dazu ist ein funktionales Denken erforderlich: Für die Bereitstellung und Standar-
disierung von Daten als Open Data ist eine digitale Infrastruktur das geeignete In-
strument, wohingegen die Nutzenstiftung, d.h. die Weiterverarbeitung und Verede-
lung von Daten, dem Wettbewerb überlassen werden sollte.  
 
Im Bereich der digitalen Infrastruktur ist es wünschenswert, dass der Bund mit der 
Schaffung eines offenen, neutralen und öffentlich finanzierten Monopolbetriebs 
steuernd eingreift und ein EU-kompatibles Regime schafft. Entscheidend für den 
Erfolg wird sein, dass klare Prinzipien für die Datenbereitstellung durchgesetzt und 
möglichst alle für die multimodale Mobilität relevanten Daten tatsächlich öffentlich 
verfügbar gemacht werden. Dazu braucht es ein echtes Geben und Nehmen aller 
Mobilitätsanbieter. Der öV hat mit seiner Open-Data-Plattform öV Schweiz bereits 
einen Grossteil seiner Betriebsdaten öffentlich gemacht. Der Tatbeweis der digita-
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len Infrastruktur ist erbracht, wenn alle für die multimodale Mobilität relevanten Da-
ten geöffnet, der Mobilitätsmarkt so effizienter und letztlich der Modalsplit zuguns-
ten des öV erhöht wird. Unter diesen Voraussetzungen hat das Projekt einer digi-
talen Infrastruktur im Mobilitätssektor das Potenzial, zu einem Vorzeigeprojekt im 
Zeitalter der Digitalisierung zu werden. 
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Modernisierung des Bahnsystems durch neue 
Technologien 

Die Bahn der Zukunft im Griff mit «smartrail 4.0» 

Kurt Metz  

Abstract 

Wesentliche Systeme der Bahnproduktion erreichen in absehbarer Zeit das Ende 
ihrer Lebensdauer. In anderen Bereichen bereits angewendete Technologien bie-
ten Chancen für einen zukünftig effizienteren und pünktlicheren Bahnbetrieb. Das 
von der Schweizer Bahnbranche gemeinsam getragene Programm «smartrail 4.0» 
zielt auf einen dichteren Fahrplantakt, weniger Störungen und erhöhte Mobilfunk-
kapazität – kurz: auf ein robusteres Bahnsystem für Benützer und Betreiber. Dazu 
ist auch die Zusammenarbeit über die Landesgrenzen hinaus und mit der Industrie 
zwingend notwendig.  
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Real Time Optimierung, Fahrassistenz, Netzkapazität, Interoperabilität, Rangier-
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1 Ausgangslage 

Die Nachfrage und Ansprüche an die Zuverlässigkeit der Eisenbahn nehmen stetig 
zu. Das weltweit als Vorbild dienende öffentliche Verkehrssystem der Schweiz hat 
jedoch seine Kapazitätsgrenze erreicht. Übervolle und verspätete Züge, An-
schlussbrüche für Passagiere und Zugausfälle sowie mangelndes Personal und 
Rollmaterial waren bis zur Corona-Krise an der Tagesordnung. 
 
Zudem stellt das erwartete Mobilitätswachstum des Schienenpersonenverkehrs 
von über fünfzig Prozent für den Zeitraum 2010-2040 eine quantitative Herausfor-
derung im Vergleich zum MIV von 18 Prozent und der Human Powered Mobility 
von 32 Prozent dar (Zukunft Mobilität Schweiz, ARE, 14. August 2017).  
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